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Einleitung

Alle reden, nicht erst seit der Corona Epidemie, vom Notstand in der
Pflege. Neue Gesetze werden am Fließband erlassen. Die bereits ständig
ges�egenen und zukün�ig weiter steigenden Heimentgelte belasten, durch
gleichbleibende Festbeträge der Pflegekassen, allein die Bewohner. Das
Bundessozialgericht mahnt, mit Urteil vom 26.09.2019 - B 3 P 1/18 R1, die
jahrzehntelange Missachtung der Mitwirkung des Bewohnerbeirates bei
der Entgelterhöhung an. Gesetze zu Gunsten der Bewohner werden o�
nicht umgesetzt. Über 70.000 Heimbeiräte suchen vergebens Hilfe bei „Dr.
Google“ oder in der Literatur. Beiräte aus circa 30 Einrichtungen versichern
sich derzeit als Gremium der Hilfe des Pflegeschutzbundes BIVA e.V. Die
gesetzlichen Rechte werden nur zur Geltung gelangen, wenn sie bekannt
und im Bewusstsein sind. Nur dann können sie nicht weiter missachtet und
formal gegen Betroffene genutzt werden.

Pflegeeinrichtungen sollten keine profitorien�erten Orte, keine
Industrieunternehmen sein, die allein auf Effizienz ausgerichtet sind und
die pflegebedür�igen Bewohner als Erlösbringer ausnutzen. Verträge
gehen von gleichwer�gen Partnern aus, was bei fehlendem Angebot und
steigender Nachfrage nicht gegeben ist. Um beidsei�ge Zufriedenheit zu
erreichen, ist ein notwendiger Ausgleich zwischen allen Beteiligten auf
Augenhöhe erforderlich. Es bedarf vordringlich zufriedener Mitarbeiter mit
Empathie und Vertrauen, damit sich die Bewohner gut aufgehoben fühlen.

Demokra�e als Erfolgsfaktor

Wie die Mitwirkung auf Seiten der Mitarbeiter durch das
Betriebsverfassungsgesetz oder adäquaten Regelungen vorgesehen ist,
wurde die Mitwirkung der Bewohner mit Beginn der Pflegeversicherung
1995 formal zur Unterstützung der Bewohner ausgestaltet. So hat die



Unterschri� des Bewohnerbeirates unter das Erhöhungsverlangen der
Heimentgelte eine direkte Auswirkung auf alle derzei�gen und zukün�igen
Bewohner. Beiräte sind gut beraten, ihre Beschlüsse allen Bewohnern und
Angehörigen zeitnah zur Kenntnis zu geben.

In den 25 Jahren des Bestehens des SGB XI hat sich die
Bewohnerstruktur erheblich verändert. In den Einrichtungen wird es
immer schwieriger, jedes zweite Jahr Kandidaten für den Beirat zu finden.
Um dem Gesetz zu ihrem Vorteil Folge zu leisten, gehen Einrichtungsträger
o� zur Ausnahme einer Sprecherwahl über.

Die Aufsichtsbehörden sehen ihre Aufgabe hauptsächlich in der
Beratung und Unterstützung der Einrichtungen. Der in den
Landesregelungen vorgesehene Verbraucherschutz, durch Öffnung für
außenstehende Beiratsmitglieder, wird verschwiegen und ist deshalb
unbekannt. Die vorrangig geforderten Senioren(bei)räte in den Kommunen
nehmen ihre notwendigen Aufgaben der Unterstützung bisher in den
Einrichtungen und den Gremien, o� aus fehlender Kenntnis der
Möglichkeiten, sehr selten wahr.

Mit dieser Schri� soll eine erste Übersicht und Einsicht, eine
Arbeitsgrundlage geboten werden, um die Möglichkeit des notwendigen
Interessensausgleiches zwischen Einrichtungsbetreiber und Bewohner zu
befördern. Senioren und Pflegebedür�ige werden in der Diskussion und
Krankheiten schnell von interessierter Seite als (Hoch-) Risikogruppe
eingestu�. Bürger unterstellen als selbstverständlich, dass die
entsprechenden Schutzmöglichkeiten gewährleistet sind. Anspruch und
Wirklichkeit fallen o� auseinander. Sei es, dass der gesetzliche Schutz nicht
umgesetzt, nicht entsprechend beachtet wird oder sei es, dass eine
Vorsorge gar nicht gegeben ist. Als Beispiel: das Gesetz zur Verhütung und
Bekämpfung von Infek�onskrankheiten beim Menschen,
(Infek�onsschutzgesetz IfSG)2 Stand 27.3.2020, sieht weiterhin für
sta�onäre Altenhilfeeinrichtungen keine Pflicht für Hygienepläne vor, §§



23, Abs.5 noch 33 IfSG. Es wird auf die örtlichen Gesundheitsämter
verwiesen.

In öffentlichen Pressemeldungen sind Nachrichten über sta�onäre
Einrichtungen selten, wenn überhaupt werden Nachrichten des Betreibers
übernommen. Öffentlichen Beschwerden von Angehörigen oder nega�ve
Presse wird häufig mit allen rechtlichen Möglichkeiten durch die Betreiber
entgegengetreten.

Ist dies der Macht der Betreiber,

den zu refinanzierenden Kosten geschuldet?

Pflegeeinrichtungen in jeglicher Ausgestaltung und Angebotsform
dürfen durch desinteressierte Mitbürger kein Ort des Grauens werden, sie
müssen behütete, lebenswerte Einrichtungen sein. Wer weiß schon, ob er
oder sie nicht den Schutz über kurz oder lang selbst benö�gen.
Kommunalpoli�ker, insbesondere Senioren(bei)räte, müssen sich mit
größeren Entgeltsteigerungen in den Pflegeeinrichtungen schnellstens
auseinandersetzen. Die Mehrkosten, können durch die Bewohner nicht
mehr getragen werden, fallen letztendlich den Kommunen zur Last. Die
Möglichkeit sich in Bewohner(bei)räte wählen zu lassen, ist ein
notwendiger erster Schri�, um sich mit der akuten Altenhilfeplanung ak�v
auseinander zu setzen.

Von der gebotenen Mitwirkung profi�eren alle, Unternehmen,
Beschä�igte, Bewohner, Angehörige und die Gesellscha�.



Vorwort

Pflegeeinrichtungen werden in der Bevölkerung o� nicht als
Unternehmen gesehen. Das Denken im Gesundheits- und Sozialwesen ist
geprägt durch die Begriffe des Dienens, Helfens, Unterstützens, die Formen
einer uneigennützigen Fürsorge. Doch während der letzten 200 Jahre hat
sich das Bild ständig gewandelt „Von der Altersversorgungs-Anstalt zum
modernen Seniorenzentrum, zum Dienstleistungszentrum.3

Ist die Revolu�on 1848 so manchem als Geschichtsjahr in Erinnerung,
war dies nur eines der schlimmen Jahre. In der obigen Festschri� zum 150
jährigen Bestehen der S��ung heißt es: „1833 bedrohte die Cholera Düren
und 1841 das „Nervenfieber“ eine ansteckende Gehirnentzündung, die
nicht selten tödlich endete, wiederum vor allem Arme und Alte.“ Wer
denkt da nicht an 2020, die Corona Pandemie? Viele wissen, dass in der
au�ommenden Industrialisierung Marx und Engels agierten, wenige sehen
die Verbindung zu Adolph Kolping. Er übernahm die Ideen des Lehrers
Breuer aus Elberfeld und gründete 1852 das erste Gesellenhaus in Köln. Es
war die Zeit der Auseinandersetzung der beiden Kirchen und deren
Antwort auf die Verelendungstheorie von Karl Marx und Engels.

Bereits 1822 kam Pastor Fliedner nach Düsseldorf-Kaiserswerth und
schrieb 1833 einen Entwurf einer Satzung zur 1836 gegründeten
Diakonissenanstalt4 1850 besuchte Florence Nigh�ngale Kaiserswerth, sie
gilt bis heute als die Reformerin der neuzeitlichen weltlichen
Krankenpflege.1849 wurde das evangelische Krankenhaus Düsseldorf
gegründet.5 In der S��ungsurkunde heißt es: „Von der Überzeugung
ausgehend, daß die Krankenanstalten hiesiger Stadt dem täglichen
wachsenden Bedürfniß nicht mehr genügen, ferner, daß diesem Bedürfniß


